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Eine Demonſtration geplant
WTVB Berlin 14 Nov Vor dem Reichstags

ebäude fand heute vormittag anläßlich der bevorſtehen
en Vernehmung des Feldmarſchalls von Hindenburg

und Ludendorff vor dem Unterſuchungsausſchuß eine
Demonſtration von Studenten Schülern und Schüle
rinnen ſtatt die mit ſchwarz weiß roten Fahnen vor dem
Eingang des Reichstagsgebändes Aufſtellung genommen
hatten Nachdem ſich herausgeſtellt hatte daß der Unter
ſuchungsausſchuß heute noch nicht in die Vernehmung
der beiden Heerführer eintreten würde zerſtreute ſich
die Menge langſam unter Abſingung patriotiſcher
Lieder

Aus dem Unterſuchungsausſchuß
Berlin 14 November Eigene Drahtnachricht Der

parlamentariſche Unterſuchungsausſchuß ſetzte heute die Ver
nehmung des früheren Staatsſekretärs und Stellvertreters
Dr Helfferich ſort Vor dem Reichstagsgebäude hatten ſich
heute trotz des wenig einladenden Wetters zahlreiche Grup
pen von Studenten und anderem Publikum eingefunden
das in der Erwartung gekommen war der Generclfeldmar
ſchall v Hindenburg und General Ludendorff
würden zu der heutigen Sitzung des Unterſuchungsaus
ſchuſſes erſcheinen Offenbar waren beiden Herren Kund
ebungen zugedacht Sie ſind jedoch nicht erſchienen
ür alle Fälle waren ſeitens der Siderheitswehr und der
olizei Sicherheitsmaßnahmen getroffen worden Es wurde

für die Aufrechterhaltung des freien Verkehrs und der Ord
nung um das Reichstagsgebäude geſorgt

Nach der Eröffnung der Sitzung ſetzte
Vizekanzler Helfferich

ſeine Mitteilungen fort Er legte nochmals dar daß der
Bootkrieg nach ſeiner Anſicht keine Glaubensſache ſon

dern eine politiſche Handlung war die ſich nach den
Verhältniſſen zu richten hatte Der Poot Krieg war am
Abend des 9 Januar im Großen Hauptquartier als Tatſache
beſchloſſen worden Infolge d re fons in dieſen
Tagen war nach unſerer Auffaſſung die Sache des Fri dens
in dieſem Stadium des Krieges ausſichtslos geworden Die
Senatsbotſchaft Wilſons übertraf unſere ſchlimmſten Ec
wartungen Sie zeigte uns daß eine

Friedensvermittlung Wilſons niemals zu einem für
uns annehmbaren Frieden

führen kennte Wir haben in fenen Tagen getan was in
unſerer Kraft lag um zum Frieden zu kommen Wir haben
in unſerer Antwort auf die Note des Präſidenten Wilſon
uns nicht nur zur ſofortigen Beſchickung einer Friedenskon
ferenz an einem neutralen Orte bereit erklärt ſondern wir
fügten hinzu daß wir Vorſchläge für den Frieden miilbrin
gen würden und daß unſere Fricdensbedingungen durchaus
maßvoll ſein würden Präſident Wilſon ging darauf
gar nicht ein und bezeichnete im Gegenſatz hierzu die
un rhörte Antwort der Entente die leider jetzt zwei Jahre
ſpäter im Frieden von Verſailles ihre Verwirklichung ge
funden hat nicht als das was ſie war ſondern Dr Sin z
heimer mag Einwendungen machen ſo viel er
will als

eine durchaus brauchbare Grundlage
für Beſprechungen Präſident Wilſon beſchränkte ſich aber

nicht nur darauf ſondern er griff auch in einer zu weit
jehenden Weiſe in unſere weiteren Kriegsziele ein daß die
ſchlimmſten Befürchtungen gerechtfertigt woren Jch er
innere nur an den Vorſchlag Wilſons in der pol
niſchen Frage Das alles ſind Ergebniſſe die zwiſchen
dem Beſchluß in Pleß vom 9 Januar und meinem Auftr ten
am 31 Januar im R chstog lagen Am 22 Jonuar hatte
unſerem Botſchafter Herr Gerard die Votſchaft überr icht
die in demſelben Augenblick Präſident Wilſon an den
amerikaniſchen Senat richten würde Die Entſchlicßung für
einen uneingeſchränkten Boot Krieg war in dieſem Augen
blick ſchon gefallen Nun hatte gegen Ende des Monates
November der Generalſtab auf Grund eines Zwiſchenfalles
die Wiederaufnahme des verſchärften Poot Krieges gegen
bewaffnete Handelsſchiffe verlangt Graf Bernſtorff wurde
davon telegraphiſch verſtändigt Ueber dieſen Punkt kam es
zwiſchen der politiſchen Leitung und der Oberſten Heeres

leitung zu lebhaften Auseinanderſetzungen
Ich habe dabei die Anſicht vertreten daß ſo ſehr ich den Ein
zellfall würdige doch eine Ankündigung der Wiederauf
nahme des verſchärſten Boot Krieges gegen die bewaffne
ten Hand lsſchiffe angeſichts der in dieſer Frage von der Re
gierung der Vereinigten Staaten eingenommenen Haltung
eine Friedensaktion nicht gefördert und die Gefahr eines
Bruches mit Amerika eintreten würde Staatsſekretär
Zimmermann war in dießer Frage anderer Anſicht und
glaubte man würde bei der amerikaniſchen Regierung mit
dem verſchärften U Boot Krieg einiges Verſtändnis ſinden
Tatſächlich ſind aber die Weiſungen nach Waſhington bis
um Jahre 1917 verſchoben worden und die ganze Ange

genheit hatte wegen der anderen Ereigniſſe keine beſondere
Rolle mehr geſpielt Die e h über dicſe Frage der
Wiederaufnahme des uneingeſchränkten UBootKrieges die
im Oktober 1936 im Reichstag begannen waren zeitweilig
durch unſere Friedensaktion vollſtändig in den Hinrergeund

Sie wurden ſobald das SheiteT ergab exneut en x

rer

Halle Freitag den 14 November

durch ein Telegramm des Generals Ludendorff an den
Reichs lanzler vom 20 Dezember Das Telegramm lautete

Nachdem Lloyd George ſich in leiner lezzten Rede
entſchieden geweigert hat auf das Friedensangebot der
Mittelmächte einzugehen bin ich auf Grund des Ein
druckes den ich an der Weſtfront gewonnen hale der
Ueberzeugung daß nunmehr der uneingeſchränkte U Boot
Krieg mit aller Schärfe einſetzen müſſe

Der Reichskanzler war demgegenüber der Meinung daß
zunächſt die formelle Antwort der Entente abgewartet wer
den müſſe und daß erſt dann verabredungsgemäß der ver
ſchärſte BVoot Krieg einſetzen könne

Z

Neue Entente Note in Sicht
WTVB Verſailles 13 Nov Der Fünferrat hatin ſeiner heutigen Vormittagsſitzung den Entwurf einer

Note an die deutſche Regierung gebilligt in der mitge
teilt wird daß die am letzten Sonntag in Oberſchleſien
ſtattgehabten Kommnnalwahlen von den a und a Mäch
ten für null und nichtig erklärt werden

Neue hochverräterſ ſche Umtriebe im Rheinkand

Wiesbaden 13 Nov Eig Drahtm Die Agitatoren
für die rheiniſche Republik bereiten unter dem Namen
Allgemeine Volksvereinigung eine neue den Abſonde

rungsbeſtrebungen dienende Orgeniſation vor Jn einem
ſoeben vorſchickten Aufruf wird als Zweck des Zuſammen
ſchlußes die mit allen Mitteln zu betreibende alsbaldige Er
richtung eines rheiniſchen Volesſtrates bezeichnet Jn den
beſetzten Gebieten ſollen ſofort Wahlen vorgenommen wer
den für eine mit allen parlamentariſchen Rechten ausge
ſtattete Volksvertretung ſei der hohen Kommiſſion in
Koblenz

Eine Kede Paderewokis
WTB Wien 14 Nov Nach hier vorliegenden

Meldungen aus Warſchau ſagte Miniſterpräſident
Paderewski in der geſtrigen Montag Sitzung Die pol
niſche Delegation werde alles daran ſetzen um
Oſt Galizien ſomit die polniſche Stadt
Lemberg dem Lande zu erhalten Die Ge
währung einer weitgehenden Autonomie in Oſt Galizien
ſei bereits beſchloſſen Paderewski ſprach auch von dem
heldenmütigen Volk in Oberſchleſien das zum
erſtenmal ſein Blut für die poluiſche Sache geopfert
habe Rumänien unſer Nachbar iſt auch unſer Bun
desgenoſſe Mit der tſchecho ſlowakiſchen Republik
wollen wir im Einvernehmen und Frenndſchaft leben
Mit Räte Rußland könne es vorlänſig Frinen Frieden
geben Polen werde aber ein freies Rußland das keine
Nationen nnterdrückt und dem Völkerbund beitritt mit
Freuden begrüßen

Tolſtois Witwe
WTVB Konſtantinopel 13 Nov Havas

Unter dem 4 November wird aus Jaſnaja Poljang ge
meldet daß Tolſtois Witwe geſtorben iſt

Beſchränkung öes Verkehrs in Polen
WTB Wien 13 Nov Den Krakauer Blättern

zufolge iſt in Galizien und Kongreß Polen der Eiſen
bahn Perſonenverkehr für zehn Tage ſtark beſchränkt
worden um die Kohlenzufuhr aus Poſen zu ermö n lichen

Truppenwechſel in Budapeſt

WTB Budapeſt 13 Nov Die Truppen der
nugariſchen Nationalarmee werden morgen Freitag

vormittag in Budapeſt einziehen Den Vereinbarungen
gemäß werden die n glig rumäniſchen Truppen
morgen zwiſchen 4 und 7 Uhr den Ofener Stadtteil
ränmen Bis 11 Uhr vormittags nimmt die National
armee auch von dem Peſter Stadtteil Beſitz Am Sand
ſchak wird die ungariſche Nationalarmee bereits an der
Rakoſer Grenze ſtehen Der feierliche rn des
Oberkommandanten Nikolaus von Horthy erfolgt Sonn
tag vormittag Der Fürſtprimas Kardinal Cſernoch
wird auf dem Parlameutsplatz ein Hochamt zelebrieren

Friedenszuſtand mit Amerika
Berlin 14 November Eigene Drahtnachricht

Amerika beabſichtigt in kürzeſter Zeit den n
tand mit den Mittelmächten aufzunehmen ohne Rü ſck
icht auf die noch ſchwebenden Debatten über die

Ratifizierung des Friedensvertrages
emgegenüber beſagt eine weitere Meldung aus

Berlin daß der Friedensvertrag e r nichtmehr vor Ablauf des Monats November in Kraft treten
werde da die Situation der europäiſchen Entente durch

J

Deutſchnationale Agitation
Von M Höfler

Mitglied der Preußiſchen Landesverſammlung
Bezeichnend für die Art der von der Deutſchnatio

nalen Volkspartei zugunſten der Beamtenſchaſt geſtell
ten Anträge iſt nachſtehende Aeußerung des preußiſchen
Finanzminiſters die dartut daß es der Partei der Rech
ten gar nicht zu tun iſt um die Annahme ihrer Anträge

Jn der Sitzung des Haushaltsausſchuſſes vom
12 September 1919 erklärte der Finanzminiſter bei Be
ratung der einmaligen Teuerungszulage folgendes

Der Abg Hergt der die Lage unſerer ſtaatlichen
Finanzen ganz beſonders gut zu überſchauen in der
Lage iſt ſagte nach ſeiner Meinung komme es im
weſentlichen darauf an daß der Ausſchuß der Staats
regierung den Rücken zum Widerſtand gegen
weitergehende Anforderungen ſſtceiſeDenn auch nach ſeiner Meinung iſt die in der Vor
lage der Staatsregierung vorgeſchlagene Leiſtung
das alleräußerſte was noch eben gerade ver
antwortet werden kann Leöer muß ich aber
feſtſtellen daß die Parteien im Ausſchuß die beiden
dringlichen Mahnungen nicht beachten Denn ſtatt
die Regierung in ihrem Widerſtand gegen weiter
gehende Forderungen zu ſtärken erheben ſie ſelbſt
immer neue Forderungen uſw

Bei dieſen neuen Forderungen war auch die Deutſch
nationale Volkspartei beteiligt Alſo erſt fordert der
Führer dieſer Partei die Regiernng zum Widerſtand
gegen neue weitergehende Forderungen auf und dann
bringt man ſelbſt derartige Anträge ein Jſt das ehr
liches Spiel

Zu dieſen Anträgen gehörte auch ein vom dentſch
nationalen Abg Lelze eingebrachter Auntrag in dem
Erlaß vom 4 März 1919 Nr IV Abſ 2 zu ſtreichen

Bremsbeſtimmung für die Wirtſchaftsbeihilfen der
Lehrer Entſprechend ſeiner Stellungnahme hatte der
Finanzminiſter die weitere Aeußerung getan daß er
bei Annahme ſolcher weitergehender Forderungen die

nze Vorlage r engerenTeuerungszulage zurückziehen müſſe um erſt mit dem
Reiche weiter zu beraten Zur Vermeidung dieſer Ver
zögerung mußte eine Ablehnung der Anträge erfolgen
Der Abg Hergt als Führer der Deutſchnationalen
Volkspartei hatte ja die Regierung vorher zum Wider
ſtand ſelbſt ermuntert Jnfolge dieſer Ablehnung hat
nun die Deutſchnationale Partei eine wüſte Agitation
gegen die Deutſche demokratiſche Partei in Szene geſetzt
Sie iſt um ſo verwerflicher als derſelbe Antrag am
23 Mai bereits im Ausſchuß auch von der Deutſchen
demokratiſchen Partei mit angenommen wurde und
demnächſt beim Kultusetat mit verabſchiedet werden
wird Der bei obiger Gelegenheit von demſelben Abge
ordneten der am 23 Mai als Redner und Schriftführer
mitwirkte erneut geſtellte Antrag kann daher wie es
auch die Folge erwieſen hat nur zu agitatoriſchen
Zwecken eingebracht worden ſein Verwerflicher iſt dieſe
Agitation noch von keiner Partei betrieben worden

Auch hierfür noch ein Beiſpiel
Die Beamten der Stadt Nordhauſen hatten ſich an

den Finanzminiſter zwecks Heraufſetzung der Stadt in
die Teuerungsklaſſe b gewandt und den demokratiſchen
Abg Nebelung und durch dieſen auch mich zur Unter
ſtützung anfgefordert Dieſe Unterſtützung habe ich
pflichtgemäß gerne gewährt und zu meiner Freude auch
einen Erfolg erreichen können Da ich eine tatkräf
tige Vertretung der Beamtenintereſſen nur für meine
Pflicht als Abgeordneter halte habe ich von dieſem Er
folg wie von vielen anderen kein beſonderes AufheFen
gemacht anders die Herren der Deutſchnationalen Volks
partei Sie haben ſofort in Nordhauſen durch die Zei
tung verbreiten laſſen daß dieſer Erfolg nur ihrem
Wirken zu verdanken ſei und daß daher die Beamten
auch nur ihrer Partei angehören dürften Nun das
Schönſte und doch wieder Betrübendſte Jch ſtellte einwandfrei bei dem im Finanzminiſterium in Frage kom
menden Dezernenten feſt daß ſich in dieſer Sache kein
Vertreter der Deutſchnationalen Volks
partei auch nur an ihn gewendet hatte
daß dieſe Partei alſo überhauvt nicht s unternommen
hatte zur Unterſtützung des Antrages der Beamten in
Nordhauſen Und nun dieſes Schmücken mit fremden
Federn und dieſe demagogiſche Agitation

Daß die Deutſchnationale Volksvartei gegen früher
auch heute noch nichts dazu gelernt hat daß ſie auch
bereit iſt der Beamtenſchaft durch die Umwälzung ver
Bae S yhte wieder zu nehmen auch dafür noch ein

eiſpiecl
Die Beamtenſchaft erhebt allgemein ſtürmiſch die Forde

rung nach einer Demokratiſierung der Verwal
tung noch einem Aufſtieg Begabter bis in die höchſten
Stellen ohne Rückſicht auf Herkunft und Vorbildung Sie
will die Schranken zwiſchen Unter Mittel und Oberbeam

die unſichere Haltung Amerikas immer ſchwieriger ten ein für allewal beſeitiot wiſſen Hier liegt viel praktiſch
wird Die neuen

Senat r 8 ängig mich wird uns u an irre des dang 38 macht von der
leſiens der Durchführung der deutſchen bringt im Ausſchuß bei Beratung des Haushaltes der prenGeneh 25 e en e Migen Regierung folgenden Untteg ein

die h beabſichtige

Forderungen der Entente haben in Arbeit für Parteien vor die es mit der Beamtenſchaft e
27 Linie den Zweck vorläufig noch Zeit zu e lich meinen So ehrlich wie es der demokra Eiſenbahnwinnen um utſcheidung im ameritaniſhen miniſter ſeinen Beamten mit ſeinem Erla hat

indem er die Anſtell ls Oberbeamter mehr anie d Ablegun der Stoatsprüfang Wo
hierzu die Deutſchnationale Volksparteik Sie

Regierung folgenden
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Die Skaaksregkerung zu erſuchen
1 baldigſt einen Geſ tzentwurf vorzulegen durch den

die Vorbildung ſür die ſtaatlichen BVeamtenſtellen dahin
feſtgelegt wird daß ein gewiſſes Mindeſtmaß von Kennt
niſſen die gegebenenfalls durch geſetzlich zu ordnende Prü
fungen l ſind neben der erforderlichen prak
tiſchen Schuiung gefordert werden muß wobei Vorſorge
zu treifen iſt daß im Intereſſe des ruht tüchtiger
Kräfte die beſondere Vorbildung und die Ablegung der
regelmäßigen Prüſungen durch langjährige praktiſche Be
währung erſetzt werden kann

2 bis zum Erlaß des zu 1 geforderten
Geſetzes die gegenwärtig beſtehenden Vor
ſchriften über die Vorbildung zu ſtaat
lichen Amtern unverändert zu laſſen und ſo
weit insbeſondere für gewiſſe Klaſſen von höheren Ver
waitungsvegmten ſolche Vorſchriften nicht beſtehen frei
werdende Stellen ſoweit ſie endgültig beſetzt werden
müſſen nur durch Perſonen zu beſetzen die früher bereits
ſich im öffentlichen Dienſte längere Zeit bewährt haben

Hierb i bleibt zu berückſichtigen daß die obige Faſſung
erſt unter dem ſofort einſetzenden Widerſpruch der anderen
Parteien entſtanden iſt die urſprüngliche Faſſung des An
trages lehnte ſich noch weit ſchärfer an das alte konſervative
Syſtem an Jch ſtelle noch ausdrücklich fſt daß der Antrag
für alle Vegrntentlaſſen Gültigkeit beanſprucht nicht etwa
nur der politiſchen Ein glatter Schlag ins Geſicht der For
derung freie Bahn dem Tüchtigen Die Annahme des
deutſchnationalen Antrages hätte ſofort die Aufhebung des
Erlaſſes des Eiſenbahnminiſters zur Folge haben müſſen
und eine Verweigerung jeder Demokratiſe rung der Ver
waltung Was nutzen alle Anträge wenn man Haupt
forderungen der Bramtenſchaft auf indirektem Wege wieder
bekämpft Der Antrag wurde glücklicherweiſe von den
Parteien der Linken abgelehnt

Mit den muzeitlichen Forderungen der Beamten kann
ich die Deutſchnationale Volkspartei überhaupt nicht einver
ſtanden erklären Aber auch hier treibt ſie ein Doppelſpiel
Sie tritt öffentlich für Veamtenausſchüſſe und ein Mitbe
ſtimmungsr cht der Veamten ein lehnte aber beim Bergetat
ein Mitbeſtimmungsrecht der Beamten bei Gewährung von
Unterſtützung ab es würden ja dann u a die Verhält
niſſe von Oberbeamten von Beamten niederer Ordnung nach
geprüft werden können Rach Anſicht der Deutſchnationalen
ein himmelſchreiendes Unrecht das aber die Beamtenſchaft
für ſich becnſprucht da gerade hierbei unter dem konſer
vativen Suſtem der größte Mißbrauch getrieben worden iſt

So ſieht die wahre Beamtenfr undlichkeit der Deutſch
nalionaien Volkspartei eus und ich ſetze in die Beamten
ſchaft das Vertrauen daß ſie trotz der verwerflichen Agita
tion die dieſe Partei jetzt treibt deren Worte mit den Taten
vergleichen und nicht vergeſſen wird die große Schuld die
die Rechte an gem heutigen Beamtenelend trägt

Keue Putſchpläne
BVerlin 13 Nov Jn der Bötzowbrauerei tagte geſtern

aachmittag eine Vollverſammlung der unabhängigen
und kommuniſtiſchen Arbeiterräte und Be

t hen n e e u Sa s n n u e n Steine des v Ros aüſge
löſten Pollzugsrates wurde ein ſechsköpfiger Eeſchäftsaus
ſchuß gewählt Da die Verfammelten damit rechneten daß
ihre Zuſammenkunft jeden Augenblick auſgelsſt werden
könne wurde vor Eintritt in die Debatte folgende Ent
ſchließung angenommen

Die Vollperſammlung der Arbeiterräte Betriebsräte
und WBeirievsfunitionire ſieht in den letzten Ereigniſſen die
folgerichtigen Maßnahmen der reſtlos wieder zur Macht ge
langten Vourgeoſie und die Diktatur des Kapitals unterſtützt
und ausgeübt durch die Machtmittel des Staate D
Niederlage des Großberliner Proletarigats
zurückzuführen auf das Verſagen aller gewerkſchaftlichen Jn
ſtanzen der Arbeiterſchaft die ſich als nicht fähig zur F
leitung und Führung revolutionärer Kämpfe erwieſen haben
gibt dem Proletariat die Lehre daß alle Kr fte mit über
einſtimmender revolutionärer Willensrichtung zu einer
redolutionären Kampf gemeinſchaft zuſam
mengeſchloſſen werden ſollen Die Organiſierung und Fü
rung der Entſcheidungskämpfe gegen das Kapital
muß erfolgen durch jederzeitigen Rücdruf gewählte Funl io
nüre der politiſchen Organiſationen Tie Organiſation dieſer
Kämpfe lann nur auf der Grundlage der Betkiebe geſchehen
Jn dieſer Form iſt das revolutionäre Proletariat zuſammen
zufaſſen zu ein heitlichen Kampfesformationen
deren Aufbau ſofort und umfaſſend über das ganze
Wirtſchaftsgebiet Deutſchlands zu geſchehen hat
Das Ringen der Arbeiterllaße um den Sozialismus muß er
olgen unter der Parole Alle Macht den Rütken deren

Fundament dieſe revolution ren Kampfesformationen brin
zen müſſen Aus dieſem Grunde erklärt die Vollverſamm
lung daß im Rinçen dieſes Kampfes um das reine Räte
yſtem lIcin Platz mehr iſt für Organiſalionen des Prole
tarigts die nicht Mittel und Ausdruck des reinen Räte
jyſters ſind ſondern an den alten und unwirſſam geworde
nen Fermen des Klaſſenkampfes ſeſthalten Die Vollver
ſammlung antwortet auf die brutalen Verfolgung des
Dollzugseats mit dem Gelöbnis den Vefreiungskampf des

d iats nach wie vor mit aller Kraft durchführen zu
wollen

Der kekannte Kommuniſtenführer Raſch
r auf den Wege zur Vollverſammlung der Arbeiterräte
verhaftet

Die obige Entſchließung beweiſt die Richtigkeit
anferer kürzlich ausgeſprochenen Mahnung in der Ver
oollkammnung der Abwehrmittel gegen die
Putſchwläne der Radikalen nicht nachzu laſſen Alſo
die Einwohnerwehren weiter zu verſtärken und
die techniſche NRothilfe auf den Hochſtand der
Leiſtungsfähigkeit zu bringen Denn die Ent
ſchließung der unabhängig kommuniſtiſchen Vol sverhetzer
läßa es deutlich erkennen in kürzeſter Zeit werden
die Räte Fanatjiker von neuem zu dem großen
Sch le g auckolen Thm wiriſam zu begegnen iſt nur
mön lich wenn die Regierung und die ordnungsliebende über
große u des Volkes r das Wort zur Richtung
gimmt Bereit ſein iſt alles

RNuch 45 60000 Kruppfche NFebeiter brotlos

Eſſen 13 Nov Die z chen Werkehaben dem Jieichs enkommiſſar du

r daß ſie ge ſeien die GußKoblenmangels

ſowie der geſfunkencn Arbeitsleiſtung

eveniuelle Schließung dieſer Fabriken würde für die
geſamte Solinger Induſtrie die ſchwerſten Folgen habenha die Solinger Jndnſtrie das Halbzeng von den Lrupp
ſchen Werken beziehi Ferner wird aus Dort
m und gemeldet daß ebenfalls wegen Kohlenmangels
ſämtliche weſt deutſchen Papierfabriken ſtill
liegen Sie ſehen ſich infolgedeſſen gezwungen die
Lieferung von Zeitungspapier einzuſtellen

h

30 000 Arbeiter brotlos
Der Oberbürgermeiſter von Solingen hatte an den

Miniſterpräſidenten ein Telegramm e und um
Hilfe wegen der ungeheuerlichen Kohlennot gebeten

er Oberbürgermeiſter wies darauf hin daß 30 000
Arbeiter wenn keine Kohlen kämen während der nächten Tage auf der Straße liegen würden und d

rbeitsloſigkeit zu ſehr unbequemen Konſequenzen füh
ren müſſe Darauf hat der Miniſterpräſident mit
folgendem Telegramm geantwortet

Anuf Jhr Telegramm wegen der Kohlenliefernng
Solingens habe ich mich ſofort mit den zuſtändigen
Stellen in Verbindung geſetzt Dabei iſt leider feſtge
Frr worden daß in den nächſten Tagen eine ſtärkere

e lieferung Solingens vorausſichtlich
noch nicht möglich ſein wird weil andere Orte
Den ſchlands noch weit ſchlimmer daran

h und zunächſt die lebenswichtigen Betriebe not
ürftig verſorgt werden müſſen Die Gefahr der

Arbeitsloſigkeit gibt es an vielen Stellenin ähnlichem Umfange Baldige Abhilfe ift nur möglich

wenn durch gute der Arbeiterin den Eiſenbahnwerkſtätten und Er
höhnung der Förderunginden Bergwerken
die jetzige ſtärkere Verladung fortdauern und nach Mög
lichkeit noch geſteigert werden kann Wir bitten die
Solinger Arbeiter mit uns an die Genoſſen in denBergwerken und Werkſtätten zu appellieren

Kartoffelnot Hungersnot
Zu allen unſeren ſchweren Sorgen und großen Nöten

die uns umdrohen umdrehen durch die Erpreſſer und
Knebelungs Taktik der Entente durch die noch
lange nicht aufgegelenen Putſchabſichten der deutſchen
Kommuniſten durch die Kohlennot geſellt ſich nun
auch noch eine Kartoffelnot die zur Kataſtrophe
zu werden ſcheint Ueber ihren Umfangund ihre Gründe ſinden wir Mitteilungen aus allen
Teilen des Reiches in der Deutſch Tagesztg Das Blatt
läßt ſich u a melden aus

Provinz Sachſen
Die Kartoffelernte war vor Eintritt des Froſtes

im weſentlichen beendet Etwa 8 Prozent befinden ſich
noch im Boden Dieſe ſind durchweg erfroren zum
mindeſten angefroren Die Rüben ſind noch zu zwei
Dritteln draußen und ſoweit zum größten Teil ver
loren Der Grund liegt in dem früheren Eintritt des
Froſtes und in dem herrſchenden Arbeitermangel

Oſtpreußen
Ueber den Ansfall der Kartoffelernte hat die

Landwirtſchaftskammer telcg aphiſch bei den Landräten und
Kreisv reinen anfragen laſſen Die Antwort ſteht erſt in
einigen Tagen zu erwarten Schätzungsweiſe handelt es
ſih um einen Fehlbetrag von 1 Million Tonnen
Die Rübenernte bringt nur etwa 75 Prozent der
früheren Ernte Die Gründe hierſür liegen in der ſchlechten
Witterung bei der Getreideernte in dem Mangel an menſch
lichen und tieriſchen Arbeitskräften in dem Achtſtundentag
und in der allgemeinen Arbeitsunluſt

Weſtpreußen
Die Zuckerrüben und Wrucken ſind hier faſt noch

alle in der Erde die Kartoffeln nur erſt zu drei
Vierteln geerntet ebenſo die Futterrüben Zur
Hackfruchternte waren nicht genügend Arbeitskräfte
vorhanden

Pommern
Ve dem größeren Grundbeſitz Hinterpommerns iſt die

Kartofſelkle rnte mit wenig Ausnahme erſt zur
Hälfte beendet Rüben und Wrucken ſind überall noch
zum größt n Teil im Voden da allerorten Leutemangel
herrſcht

Mecklenburg
Die Kartofſelernte hat fch hier infolge Leute

mangels verzögert und konnte nur teilweiſe geborgen wer
den Durch den Froſteintritt ſind große Verluſte wahr
ſcheinlich Die Rübenernte geht durch den Arbeitsman
gel und Froſteintritt auch nur langſam woran

Schleswig Holſtein
Die Kartoffelernte iſt hier noch nicht reſtlos beendet

und auch die Rübenernte zum Teil erſt begonnen Die
Gründe liegen darin daß durch die kalte Witterung die Ge
ſamternte ſich um drei Woch n rerſpät t hat und infolge der
örtlichen Streiks 14 Tage verloren gingen

Schleſien
Auf den größeren Gütern Schleſiens befinden ſich noch

viele Kartoffeln und noch mehr Rüben in der
Erde Der Froſtſchaden iſt bedrohlich aber wegen der
Schneedecke bislang noch nichr ſehr groß Die Futter
rüben ſind zum größten Teil verloren Der Grund
hierfür iſt vor allem in dem Mangel an Arb itskräften und
dem Rückgang der Arbeits leiſtung zu ſuchen

Hannover
Die Kartoffelernte iſt im nördlichen Hannover gut im

ſüdlichen mittelmäßig ausgefallen die Zuckerrüb nernte iſt

e engt dur rüh ein en Froſt und vereinzeSche n a x

in der Provinz im Durchſchnitt kaum miltelwäßig zu nennenDie Rüben befinden ſich zum groß n Teil noch im Boden und

ſind erfroren

Heſſen Naſſau
Die Kartoffel und Rübenernte iſt hierſchlecht a r Die Gründe ſind ſchlechtes Saatgutt z e r r en und der nein ſetzen o e en ſind hier zum großenh Erde und jetzt erfroren

Franken
Die Kartoffel und Rübeneernte iſt

rung der
ier nur
rnte i

vis gocco Arveiterbrot los werden würde Die Sachſen
Die Karſkoſſkernte iſt im Freiſtaagl Sachſen im Flach

land mittelmäſig im Gebirge gut ausgefallen Jm Flach
land konnten zwei Drittel im Gebirge ein Drittel geerntet
werden Die Rübenernte iſt durchaus ſchlecht
meiſtenteils erfroren

Tas bemerkenswerteſte an allen dieſen Verichten iſt der
ausnahmsloſe Hinweis auf den Arbeiter mangel
und die geſunkene Arbeitsleiſtung Wenn
wir alſo in den kommenden durch die ſchwere Kohlen und
Veckehronot an ſich ſchon troſtloſen Monaten nun auch noch
hungern müſſen ſo dürfen wir bei Betrachtung der
Gründe dieſes Hungerelends nicht den obigen Hinweis
vergeſſen

Millionenſchiebungen in Schwmalz
Hamburg 13 November Das Kriegswucheramt der

Hamburger Kriminalyolizei iſt großen Schmalzſchie
bungen im Werte von 9 Millionen Mark auf die Spur
gekommen Der Hamburger Kaufmann Veſper dem ſchon
vor drei Jahren der Handel mit Lebens und Futtermitteln
unterſagt worden war lieferte an auswärtige Kommunen
waggonsweiſe Schmalz Bei dem letzlen Geſchäft von 20
Waggons wurde die Lieferung von weiteren 60 Waggons
in Ausſicht geſtellt Der großzügige Betrieb wurde auf Ver
anlaſſung des Kriegswucheramtes das Verdacht geſchöpft
hatte überwacht Vei der Verhaftung ging nun aus den
beſchlagnahmten Geſchäftsbüchern und Korreſpondenzen her
vor vaß der Großſchieber in der Zeit vom 1 bis 27 Okt
600 000 Mark Vruttoverdicenſt hatte Der Polizei
gelang es für 1 Millionen Mark Schmalz das bereits ab
geſchickt war zu erſaſſen

Einſtellung der Entente Dperationen in Rußland
Berlin 14 Nov Eigene Drahtnachricht Die

Alliierten haben die Abſicht die militäriſchen Operatio
nen gegen Sowjet Rußland vorläufig einzuſtellen Da
gegen ſind ſie entſchloſſen keinen Frieden mit der
Sowjetregierung zu ſchließen r

Deutſches Reich
Keine Streikgefahr in Oberſchleſiev

Jn Berichten über die Wirtſchaftslage in Ober Schleſten
wird von unterrichteter Seite geſchrieben daß die Arbeits
unluſt im oberſchleſiſchen Bergbau als überwunden an
zuſehen ſei und daß von einem Streikſieber geſchweige von
einer Streikluſt keine Rede ſei

100 000 Bergarbeiter Heimſtätten
Um die Wohnungsnot in den Bergbau Gebieten zu be

ſeitigen und die Kohlenförderung zu heben iſt wie der
Vorwärts ſchreibt die beſchleunigte Errichtung

von eiwa 100 000 Bergarb iter Heimſtätten geplant Die
Steigerung der Produktion bei einer ſo ſtarken Vermehrung
der Vergarbeiter Belegſchaften dürfte man auf etwa 30
Mille Tonnen Kohle veran ſchlagen

Strafantrag gegen die nicht heimgekehrten Balten
truppen

BVoerlkin 13 Nop Der Reichswehrminiſter hat bei den
zuſtänigen Kriegsgerichten den Antrag auf Strafverfolgung
der im Baltikum verbliebenen Mannſchaften und Oſſiziere
wegen Fahnenflucht geſtellt

Ausland
Der Kanaltunnel von England nach Frankreich
Amſterdam 13 Nov Telegraaf meldet aus London

Lloyd George erklärte geſtern czner Abordnung von Parla
mentsmitgliedern daß die politiſchen Bedenken gegen
den Vau eines Kanaltunnels beſeitigt und daß alle
Miniſter daſür ſeien Das Kabinett hat das Kriegsamt auf

geſordert eine Denlſchrift über die militäriſche Seite dieſer
Frage vorzulegen

Numänien beugt ſich dem Oberſten Rat
Paris 13 November Havas Nach der Preſſe de

Paris wurde die Sitzung des Oberſten Rates in dem Augen
blick auſgehoben als Antonescu und General Coanda im
Quai Orſay ein am 6 November aufgegebenes und am
12 November in Paris eingetroffenes Telegramm der
rumäniſchen Regierung übergaben nach welchem Rumä
nien bereit iſt den Friedensvertrag vonSt Germain vollſtändig zu unterzeichnen ohne
die Vorbehalte bezüglich der Minderheiten aufrecht zu er
halten jedoch verlangt dieſen Artikel vor ſeiner Anwen
dung einer in freundſchaftlicher Weiſe durchzuführenden
Prüfung zu unterziehen Da der Rat über di ſe Mitteilung
nicht mehr beſchließen konnte haben Clemenceau und der
britiſche Bevollmächtigte Clave im V rlauf des Nachmittags
Antonescu und Coanda empfangen

Der Kilian Prozeß
Fünfter Taa

Sofort nach Beginn der heutigen Verhandlung nimmt der
Verteidiger Dr Herzield das Wort Der Prozeß dauere nun
ſchon vier Tage ohne daß die Beweis aufnahme zum erſten Punite
der Anllage begonnen habe Einige Zeugen ſind über Punkte
die mit den Dingen welche den Angeklagten nur angehen gar
nichts zu tun haben gehört worden Auf der Suche nach einer
Erklärung hierfür mußten wir Verteidiger not gedrungen zu dem
Schluß gelangen daß nicht wegen der ſtrafrechtlichen Ve antwort
lichkeit des Angeklagten ſondern aus allaemeineren Grün
den von der Staatsanwal ſchaft ſo vorgegangen wird indem hier
vorgebracht wird was ſich in Halle zugetragen hat oder zuget a
an haben ſoll Wir Verteidiger ſind deshalb gezwungen weil
wir keine andere Möglichkeit vor uns ſehen Gleiches mit Gleichem
zu vergelten Wie werden eine Anzahl Beweisanträge
ſtellen die die Verhandlungen auf 45 Tage ver
längern werden Wahrſcheinlich werden wir die Zeugen
dirett laden Dann möchte ich noch einen Punkt der das Prozeß
verfahten fft beanſtanden Jch beantrage das Gericht möge
be chließen daß die Vernehmung der vom Zeugen Leirich jt an
gegebenen drei Zeugen für unzuläſſig erklärt wird

Eine Erklärung Staatganwalts gegen die Verichterſtat
tung des Volksblattes

er Vertreter der Staatsanwaltſchaft Stgatsanwaltſchafts
et a erbiitet zu ainer Erklärung das Wort Die beiden

e
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